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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige 
Interview zum Anhören  
finden Sie auf  
www.diw.de/interview

Herr Dr. Frick, Sie haben das Armutsrisiko in 
Deutschland untersucht. Wer gilt in einem 
reichen Land wie Deutschland eigentlich als 
arm?
Nach einer Vorgabe der Europäischen Kom-
mission gilt derjenige als arm, der weniger als 
60  Prozent des sogenannten Medianeinkom-
mens in dem jeweiligen Land zur Verfügung 
hat. Nach den aktuellsten Daten aus dem Ein-
kommensjahr 2008 gelten etwa 14 Prozent 
der Bevölkerung als arm. Das entspricht etwa 
11,5 Millionen Menschen. 

Hat die Zahl der armen Menschen in Deutsch-
land zu- oder abgenommen?
In den letzten zehn Jahren sehen wir einen si-
gnifikanten Anstieg des Einkommensarmutsrisi-
kos von etwa zehn auf rund 14 Prozent. Es gab 
leichte Schwankungen, aber 
der Trend ist eindeutig.

Wo liegen dafür die Gründe?
Der Hauptgrund ist sicher-
lich die Arbeitslosigkeit. 
Gleichwohl sehen wir in den 
letzten Jahren auch für Per-
sonen mit Erwerbstätigkeit 
ein zunehmendes Armutsri-
siko. Das hat wohl auch mit der Ausbildung des 
Niedriglohnsektors und der Zunahme prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse zu tun.

Welche Gruppen sind besonders gefährdet, die 
Armutsgrenze zu unterschreiten?
Gefährdet sind junge Erwachsene, vor allem 
wenn sie alleine leben, sowie Haushalte mit Kin-
dern, insbesondere wenn es drei und mehr Kin-
der sind. Auch Alleinerziehende sind stark vom 
Armutsrisiko betroffen. Bei Rentnern ist Armut 
aktuell kein großes Problem. Unter Berücksich-
tigung der Vermögensverhältnisse wird jedoch 
Altersarmut in Zukunft vor allem in Ostdeutsch-
land wieder eine größere Rolle spielen.

Welche Unterschiede bestehen zwischen West- 
und Ostdeutschland?
In Ostdeutschland ist das Einkommensarmuts-
risiko nach wie vor deutlich stärker ausgeprägt 

als im Westen. Im 
Osten sind es cir-
ca 19 Prozent, im Westen circa 13 Prozent der 
Bevölkerung, die unter der Armutsschwelle lie-
gen. Die Gründe hierfür sind hauptsächlich im 
Arbeitsmarkt zu sehen. Die höheren Arbeits-
marktrisiken in Ostdeutschland sind markant: 
Die Chancen alternative Einkommensquellen 
zur Deckung des Lebensbedarfs heranzuziehen 
sind im Osten viel geringer. 

Leidtragende in armen Familien sind insbe-
sondere Kinder. Jetzt sollen die Hartz-IV-Sätze 
angepasst werden. Wird das die Situation ver-
bessern?
Wenn ich Personen in Einkommensarmut mehr 
Einkommen gebe, senkt das das Einkommens-
armutsrisiko definitionsgemäß. Gleichwohl ist 

das nur eine Symptombe-
kämpfung und keine echte 
Lösung. Wir denken, dass 
Investitionen in Kinderbe-
treuungseinrichtungen und 
in die Verbesserung der Er-
werbschancen für allein-
erziehende Mütter, sicher-
lich mehr nutzen würden. 

Bringt es überhaupt etwas, mehr Geld in die 
sozialen Sicherungssysteme zu pumpen?
Im Vergleich zum Gießkannenprinzip, nach 
dem man zum Beispiel jedem 20 Euro mehr 
Kindergeld gibt, haben wir in den letzten 
Jahrzehnten beobachtet, wie die Politik ziel-
gruppenorientierter und damit wirkungsvoller 
vorgehen kann. Kurz nach der Einführung der 
Pflegeversicherung etwa ist das Armutsrisiko 
in Haushalten mit pflegebedürftigen Personen 
gesunken. Wir sahen kurz nach Einführung des 
Elterngeldes eine gewisse Entlastung von El-
tern mit kleinen Kindern, und wir sahen auch 
einen deutlichen Rückgang des Einkommens-
armutsrisikos von Personen, die von Kinder-
betreuungseinrichtungen profitieren konnten. 
Insofern sind Transferleistungen wirkungsvol-
ler, wenn sie zielgerichtet und nicht breit ge-
streut sind.

Sieben Fragen an Joachim R. Frick 

„Höhere Hartz-IV-Sätze lindern Symptome, 
ändern aber kaum die Armutsursachen“

»
Transferleistungen 

sind wirkungsvoller, 
wenn sie zielgerichtet 

und nicht breit 
gestreut sind.

«

PD Dr. Joachim R. Frick, 
stellvertretender 
Leiter der Abteilung 
Längsschnittstudie Sozio-
oekonomisches Panel 
(SOEP)  
am DIW Berlin 
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